
2. ÄNDERUNGSSATZUNG 
 
 
zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung 
der Samtgemeinde Salzhausen (Wasserabgabensatzung) vom 27. Februar 1992. 
 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40, 72 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) i.d.F. 
vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. März 1999 
(GVBl. S. 74) und der §§ 2, 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) i.d.F. vom 11. Februar 1992 (Nds. GVBl. S. 30), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 1997 (Nds. GVBl. S. 374) hat der Rat der Samtgemeinde Salzhausen am 28.06.2001 
folgende 2. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren 
für die Wasserversorgung der Samtgemeinde Salzhausen (Wasserabgabensatzung) vom 27. 
Februar 1992 beschlossen: 
 
 
 

Artikel I 
 

§ 4 (Beitragsmaßstab) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Als Grundstücksfläche gilt 
 
a) bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, einer 

Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und teilweise 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks, 

 
b) bei Grundstücken, die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes oder einer Satzung 

nach § 34 Abs. 4 BauGB und im übrigen im Außenbereich liegen, die Teilfläche im 
Bereich des Bebauungsplanes oder der Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, 

 
c) bei Grundstücken, die nicht unter e) fallen, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung 

nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die teilweise innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) und im übrigen im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, 
die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie; bei 
Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück 
gehörenden Weg mit der Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie, 

 
d) bei Grundstücken, die über die sich nach c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 

gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze oder im Falle 
c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in einer der 
übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nutzung entsprechenden 
Tiefe verläuft, 

 
e) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur 

untergeordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) so genutzt werden (z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, 



Campingplätze, Festplätze – nicht aber Friedhöfe, Sportplätze oder Flächen für die 
Landwirtschaft) sowie bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
Wochenendhausgebiet festsetzt, 75 % der Grundstücksfläche, 

 
f) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan Friedhofs- oder Sportplatznutzung festsetzt 

oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) so genutzt werden und bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, die Grundfläche der an die 
öffentliche zentrale Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Gebäude geteilt durch die 
Grundflächenzahl von 0,2, 

 
g) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 

der an die öffentliche zentrale Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Gebäude geteilt 
durch die Grundflächenzahl von 0,2. 

 
In den Fällen f) und g) wird die so ermittelte Fläche diesen Gebäuden so zugeordnet, dass ihre 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Gebäude verlaufen. Wird 
durch diese Zuordnung die Grundstückgrenze überschritten oder überschneiden sich dadurch 
mehrere Zuordnungsflächen auf dem Grundstück, werden die Überschreitungs- bzw. 
Überschneidungsflächen den anderen Abstandsflächen um das angeschlossene Gebäude 
herum gleichmäßig zugeordnet. 
 
 

Artikel II 
 
§ 5 (Beitragssatz) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen  
Wasserversorgungsanlage beträgt 
 
bis Ende des Jahres 2001 (31.12.2001)                                    2,22 DM/m²      
ab Anfang des Jahres 2002 (01.01.2002)                                 1,14 EURO/m²  
 
Zusätzlich wird die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben. 
 
 

Artikel III 
 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01. Juli 2001 in Kraft. 
 
Salzhausen, den 28. Juni 2001 
 
 
 
 
            (Cordes)               (Magdeburg) 
Samtgemeindebürgermeister              Samtgemeindedirektor 


